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Truppenabbau und Fremdenverkehr 


1. Welche regionalen und kommunalen Entwicklungschancen er- 
geben sich durch die Aufgabe von Liegenschaften aufgrund des 
Truppenabbaus im Hinblick auf die Nutzung als Erholungsgebiete 
und für den Fremdenverkehr? 


Durch den Truppenabbau und die Freigabe ehemaliger militäri- 
scher Liegenschaften können sich für Regionen Chancen für den 
Fremdenverkehr und für die Einrichtung von Erholungsgebieten 
eröffnen. Dies gilt insbesondere für strukturschwache Regionen. 
Welche konkreten Entwicklungschancen sich für die Regionen im 
einzelnen ergeben, läßt sich nicht Vorhersagen, Es ist Aufgabe der 
einzelnen Regionen, wirtschaftliche Nutzungskonzepte zu erar- 
beiten, die die jeweiligen regionsspezifischen Vorteile nutzen und 
verstärken. 


2. Welche freiwerdenden Liegenschaften kommen aufgrund ihrer 
Lage und Ausstattung als Erholungsgebiete bzw. für den Fremden- 
verkehr in Frage? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Staatssekretärs im Bundesministerium für 
Wirtschaft, Dr. Johann Eekhoff, vom 17. Dezember 1991 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die in den nächsten Jahren für militärische Zwecke nicht mehr 
benötigten Liegenschaften der Bundeswehr und der Gaststreit- 
kräfte werden jeweils so bald wie möglich in das Allgemeine 
Grundvermögen überführt. Die Freigabeabsicht wird frühzeitig 
angekündigt. Für die Verwertung dieser Objekte ist die Bundes- 
vermögensverwaltung zuständig. 

Die Eignung einer Liegenschaft als Erholungsgebiet bzw. für 
Zwecke des Fremdenverkehrs ergibt sich aufgrund von Kriterien, 
die vom jeweiligen Einzelfall abhängig sind; außerdem spielen 
die Kommunal- und ggf. die Regionalplanung eine entscheidende 
Rolle. Es ist Sache der jeweiligen Region bzw. des Landes, im 
Rahmen der Landesplanung die Eignung einer Liegenschaft als 
Erholungsgebiet zu beurteilen und als solches auszuweisen. 


3. Welche Altlasten und Saniemngsprobleme sieht die Bundesregie- 
rung für eine Nutzung solcher Liegenschaften für den Fremdenver- 
kehr? 

Es gibt keine speziellen Altlasten- und Sanierungsprobleme für 
den Fremdenverkehr, sondern diese Probleme gelten allgemein. 
Bei altlastenbehafteten Grundstücken des Bundes kommt eine 
Veräußerung grundsätzlich nicht in Betracht. Gebietet jedoch die 
Interessenlage einen Verkauf, so wird bei (angenommener) ge- 
ringer Verunreinigung mit dem Erwerber eine Übernahme der 
Sanierungskosten unter Berücksichtigung bei der Ermittlung des 
Verkehrswertes angestrebt. Bei stärkerer Verunreinigung (oder 
großer Unsicherheit hierüber) ist der Bund ggf. bereit, sich an den 
Kosten der Sanierung - entsprechend dem Gedanken der Sach- 
mängelhaftung des BGB - bis zur Höhe des Kaufpreises zu beteili- 
gen. Dies kommt jedoch nur insoweit in Betracht, als es zur Ge- 
fahrenabwehr erforderlich ist bzw. das Kaufgrundstück für den im 
Kaufvertrag vorausgesetzten Gebrauch hergerichtet werden muß. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung den Interessenkonflikt zwischen 
erhaltenswerten Naturschutzgebieten, z. B. in Manövergebieten, 
und dem Wunsch, solche Flächen Erholungssuchenden zu öffnen? 


Auf einer Vielzahl von Liegenschaften der Bundeswehr befinden 
sich wertvolle Naturbestandteile/Biotope, die durch die Art der 
Nutzung und Pflege in den militärischen Sicherheitsbereichen 
entstanden sind. Die Pflege dieser Gebiete erfolgt entsprechend 
den Anforderungen des Naturschutzes und fachgerechter Land- 
schaftspflege. Der militärische Übungsbetrieb nimmt darauf, so- 
weit die Ausbildungserfordernisse es zulassen, weitgehend Rück- 
sicht. Vor diesem Hintergrund hat die Bundeswehr ein „Um- 
weltschutzorientiertes Übungsplatzkonzept der Zukunft" ent- 
wickelt; wichtige Grundgedanken hieraus sind: 

Auf Übungsplätzen soll umweltschonender ausgebildet werden. 
Übungen sollen auf den in der Nutzung verbleibenden Plätzen so 
verteilt werden, daß die militärische Nutzungsintensität vermin- 
dert und der Naturschutz durch entsprechende Schutzzonen 
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intensiver gefördert werden kann. Werden solche Flächen für 
Erholungszwecke und Freizeitaktivitäten (z. B. Motorsport und 
Camping) freigegeben, ist die Naturausstattung durch den Weg- 
fall des militärischen Sicherheitsbereiches weit mehr gefährdet als 
durch die heutige militärische Nutzung. 

Bei Interessenkonflikten zwischen Naturschutz und Erholungs- 
vorsorge kann eine Gewichtung und Abwägung der Belange nur 
für jeden Einzelfall und somit nur durch die zuständigen Bundes- 
länder erfolgen. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, für die Beurteilung der Schutzwür- 
digkeit der Natur von freiwerdenden Liegenschaften zusammen mit 
den Bundesländern einen Kriterienkatalog zu entwickeln? 


Für die Unterschutzstellung der Natur sind die Bundesländer zu- 
ständig. Eines Kriterienkatalogs bedarf es nicht, weil das Bundes- 
naturschutzgesetz und die Ländernaturschutzgesetze für die 
unterschiedlichen Möglichkeiten der Unterschutzstellung eindeu- 
tige Kriterien enthalten. Die wichtigste Voraussetzung für die 
Anwendung dieser Kriterien und die Unterschutzstellung ist die 
Kenntnis des Naturpotentials auf den jeweihgen Flächen. Die 
Länder führen deswegen entsprechende Biotopkartierungen 
durch. Die Bundesregierung unterstützt die Länder; sie hat auf 
einem großen Teil der militärisch genutzten Flächen, vor allem 
der Truppenübungsplätze, bereits Erhebungen zur Feststellung 
des Naturpotentials durchführen lassen und führt diese Aktivi- 
täten fort. Bei der Freigabe von Liegenschaften werden diese 
Informationen mit den sonstigen Liegenschaftsunterlagen der 
Bunde svermögens Verwaltung übergeben. Sie stehen bei Bedarf 
auch anderen Behörden, die mit der Planung einer möglichen An- 
schlußnutzung befaßt sind, zur Verfügung. 


6. Wie will die Bundesregierung Flächen behandeln, die für eine 
privatwirtschaftliche Nutzung nicht in Frage kommen, die aber von 
den angrenzenden Gemeinden als Erholungsgebiete ausgewiesen 
werden sollen und beispielsweise durch Wanderwege erschlossen 
werden können (z. B. bei der Gefahrenabwehr von Bhndgängern)? 


Bundeseigene Flächen werden in erster Linie durch Veräußerung 
verwertet; dies gilt auch für Liegenschaften, die als Erholungs- 
gebiet ausgewiesen sind. 

Für die Sanierung dieser Flächen von Altlasten wird auf die Aus- 
führungen zu Frage 3 Bezug genommen. Ergänzend ist hinzuzu- 
fügen, daß der Bund als Eigentümer und damit Zustandsstörer un- 
mittelbare Gefahrenstellen ~ wie jeder Private - nach Ordnungs- 
recht zu beseitigen hat. 


7. Wie ermittelt die Bundesregierung den Verkehrswert der Liegen- 
schaften, die von den Gemeinden oder Ländern zum Ausbau des 
Angebots für den Fremdenverkehr genutzt werden könnten? 
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Der Verkehrswert bundeseigener Liegenschaften wird durch die 
Aufstellung einer Wertermittlung gemäß der Wertermittlungsver- 
ordnung vom 6. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2209) und der Werter- 
rriittlungs-Richtlinien oder im Wege einer Ausschreibung ermit- 
telt; das gilt auch für Liegenschaften, die für Fremdenverkehrs- 
zwecke in Frage kommen. 


8. Beabsichtigt die Bundesregierung eine verbilligte Abgabe von Lie- 
genschaften in struktursch wachen Regionen, die für eine Er- 
weiterung des Angebots für den Fremdenverkehr genutzt werden 
sollen? 


Das vom Deutschen Bundestag inzwischen gebilhgte Konzept der 
Bundesregierung zur verbilhgten Veräußerung bundeseigener 
Grundstücke umfaßt nicht die Förderung von Fremdenverkehrs- 
projekten. Ziel der Verbilligungsaktion ist es hauptsächlich, den 
Gebietskörperschaften im Beitrittsgebiet eine Hilfe beim Aufbau 
ihrer Verwaltungen (Rathäuser, Kreishäuser, Landesministerien, 
Schulen, Finanzämter, Gerichtsgebäude etc.) und allgemein im 
gesamten Bundesgebiet bei der Schaffung sozialer Einrichtungen 
(Krankenhäuser, Altenheime, Behinderteneinrichtungen, Kinder- 
gärten) - zum Teil über Dritt-Trägerschaften - zu gewähren. Er- 
tragsorientierte Einrichtungen, wie beispielsweise Einrichtungen 
für den Fremdenverkehr, gehören nicht dazu. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, die bei der Abgabe von Sportanla- 
gen vorgesehene verbühgte Abgabe auf aUe Flächen auszudehnen, 
die für eine Verbesserung des Angebots zur Freizeitgestaltung ge- 
nutzt werden? 


Das Verbilligungskonzept des Bundes fördert ledighch bereits 
vorhandene Sportanlagen (außer Golfanlagen); eine Ausdehnung 
der Anwendbarkeit des Vermerks auf Flächen, die - ohne bereits 
zu den genannten Sportanlagen zu gehören - einer Verbesserung 
des Freizeitangebotes zugeführt werden, ist nicht beabsichtigt. 
Die Schaffung solcher Anlagen - wie der gesamte Freizeit- und 
Fremdenverkehrsbereich - ist Aufgabe der Länder. Das vom Bund 
durch die Verbilhgung vorhandener Sportanlagen angestrebte 
Ziel liegt darin, den Gebietskörperschaften oder gemeinnützigen 
Sportvereinen den Erwerb der oft aufwendig ausgestatteten Ein- 
richtungen im Interesse des Gemeinwohls zu erleichtern. 


10. Gedenkt die Bundesregierung auch in den nicht aufgegebenen 
Liegenschaften die militärischen Belastungen, wie z. B. den Schieß- 
lärm, deutlich zu reduzieren, wenn angrenzende Naturschutz- und 
Erholungsgebiete bislang in Mitleidenschaft gezogen wurden, und 
wird sie entsprechend auf die ausländischen Stationierungsstreit- 
kräfte einwirken? 


Durch das in der Antwort zu Frage 4 bereits erwähnte „umwelt- 
schutzorientierte Übungsplatzkonzept" und andere Maßnahmen 
ist die Bundeswehr bemüht, Umweltbelastungen durch mihtäri- 
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sehen Betrieb so gering wie möglich zu halten. Das gilt insbeson- 
dere hinsichtlich des mit der Ausbildung der Soldaten unvermeid- 
lich verbundenen Schießlärms. Eine wesentliche Verringerung 
des Schießlärms wird durch den Einsatz von Simulatoren erreicht. 
Darüber hinaus werden in besonders belasteten Fällen aktive und 
passive lärmmindernde Maßnahmen bei Standortschießanlagen 
durchgeführt. Auch für Truppenübungsplätze wird untersucht, 
wie durch Einsatz moderner Technik Schießlärm weiter vermin- 
dert werden kann. 

Die in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Gaststreit- 
kräfte sind von sich aus in gleicher Weise bemüht, Umweltbe- 
lastungen so weit zu verringern, wie es der militärische Auftrag 
zuläßt. Zwischen den in der Bundesrepublik Deutschland statio- 
nierten ausländischen Streitkräften und den zuständigen Bundes- 
ressorts (BMF, BMU und BMVg) findet auf diesem Gebiet ein in- 
tensiver Erfahrungsaustausch statt. Bei solchen Gelegenheiten 
wird von deutscher Seite stets darauf hingewiesen, daß die aus- 
ländischen Streitkräfte das deutsche Umweltrecht zu beachten 
haben. 
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